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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Sommersession 2021 wurden das Abkommen über die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit, das Eurodac-Protokoll, das Abkommen mit den USA über die
Verhinderung und Bekämpfung schwerer Straftaten und ein Verpflichtungskredit für
die Umsetzung des Programms Prüm Plus im Ständerat beraten. In der Beratung der
SiK-SR im Vorfeld der Session hatten sämtliche Anträge breite Unterstützung gefunden
und waren der kleinen Kammer einstimmig zur Annahme beantragt worden.
Kommissionssprecherin Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) hob besonders die
Vorteile hervor, welche der Schweiz aus dem Prümer Abkommen und dem Eurodac-
Protokoll erwachsen würden. Dadurch könnten Schweizer Strafverfolgungsbehörden
zukünftige Anfragen zu DNA-Profilen und Fingerabdrücken automatisiert bei allen
beteiligten EU-Staaten vornehmen. Der bisherige Prozess via Interpol sei komplex,
langwierig und biete keine Garantie für Erfolg, erläuterte Gmür-Schönenberger. Das
PCSC-Abkommen mit den USA verfolge die gleichen Ziele wie das Prümer Abkommen,
umfasse aber keinen Zugriff auf Fahrzeug- und Fahrzeughalterdaten. Da der Austausch
über die gleiche Infrastruktur stattfinden solle, decke der Verpflichtungskredit über
CHF 11 Mio. sämtliche Investitionskosten ab. Der Ständerat folgte dem Beispiel seiner
Kommission und nahm alle drei Abkommen sowie den Verpflichtungskredit einstimmig
an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Anfang April 2021 reiste Bundesrat Ignazio Cassis in den Irak, Oman und Libanon, um
die Schwerpunkte der neuen aussenpolitischen Strategie für die Region des Mittleren
Ostens und Nordafrika (MENA) mit Vertretern der betroffenen Staaten zu beraten.
Begleitet wurde er dabei von den beiden Mitgliedern der APK-SR, Damian Müller (fdp,
LU) und Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU). 
Zu Beginn der Reise traf sich Cassis mit dem irakischen Premierminister Mustafa Al-
Kadhimi. Der Besuch im Irak war der erste eines Bundesrats seit 1979. Im Zentrum der
Gespräche standen vor allem das humanitäre Engagement der Schweiz im Irak, der
Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit und die Bereitschaft der Schweiz, sich für den
Abbau politischer Spannungen in der Region einzusetzen. Zum Abschluss unterschrieb
Bundesrat Cassis ein Memorandum of Understanding (MoU) zur Aufnahme politischer
Konsultationen zwischen den beiden Ländern. Dabei ging es auch um die Einrichtung
einer neuen Botschaft im Irak, nachdem die Schweiz ihr Verbindungsbüro 2008 aus
Sicherheitsgründen geschlossen hatte. 
Daraufhin reiste die Delegation in den Oman, der wie die Schweiz eine neutrale
Aussenpolitik betreibt und sich stark um die regionale Sicherheit im Mittleren Osten
bemüht. Zentrale Themen des Besuchs waren Initiativen im Bereich der globalen
Gesundheit sowie der Berufsbildung. Auch mit dem Oman wurde ein MoU für
regelmässige politische Konsultationen abgeschlossen. 
Zum Abschluss reiste die Schweizer Delegation in den Libanon, wo sich die Schweiz
zuletzt nach der Explosion im Hafen von Beirut an den Wiederaufbaubemühungen
beteiligt hatte. Die Unterstützungsleistungen in Höhe von CHF 6 Mio. fokussierten
gemäss der aktuellen Strategie der Internationalen Zusammenarbeit vor allem auf den
Gesundheits- und Bildungsbereich. Bundesrat Cassis besuchte zudem eine informelle
Siedlung syrischer Flüchtlinge und bekräftigte dabei die Unterstützung der Schweiz,
welche seit Beginn der Syrienkrise 2011 rund CHF 520 Mio. an Hilfszahlungen umfasste. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.04.2021
AMANDO AMMANN
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Mit einer Motion verlangte Daniel Jositsch (sp, ZH) die Wiedereinführung des
Botschaftsasyls. Mit Annahme einer dringlichen Revision des Asylgesetzes an der
Volksabstimmung vom 9. Juni 2013 war das Botschaftsasyl in der Schweiz, damals wie
aktuell ein europäischer Sonderfall, abgeschafft worden. Mit der Wiedereinführung der
Möglichkeit, bei den Schweizer Botschaften Asyl zu beantragen, könnte man verhindern,
dass Menschen mit berechtigtem Asylanspruch auf lebensgefährlichen Wegen und
mithilfe krimineller Schlepperbanden in die Schweiz einreisen müssten, so der
Motionär. Der Bundesrat stellte sich gegen einen solchen Alleingang der Schweiz und
verwies auf die bestehende Möglichkeit zur Aufnahme von Flüchtenden aus dem
Ausland, namentlich durch Erstellung eines Visums aus humanitären Gründen im
Einzelfall sowie die Übernahme von Personen im Rahmen von Resettlement-
Programmen. In der Herbstsession 2021 stimmte der Ständerat einem Ordnungsantrag
Gmür-Schönenberger (mitte, LU) zu, die Motion der Kommission zuzuweisen. In
verschiedenen Ländern sei die Lage heute angespannt und unsicher, was legitimiere,
dass man sich erneut mit der Frage befasse und gegebenenfalls eine Neubeurteilung
des Handlungsbedarfs vornehme, so die Antragstellerin, die Sukkurs vom Motionär
erhielt. 3

MOTION
DATUM: 15.09.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB SR, 2021, S. 571ff.; Medienmitteilung SiK-SR vom 26.3.21
2) Medienmitteilung EDA vom 1.4.21; Medienmitteilung EDA vom 4.4.21; Medienmitteilung EDA vom 6.4.21; Medienmitteilung
EDA vom 8.4.21; CdT, LT, Lib, 6.4.21
3) AB SR, 2021, S. 825
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